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§ 25a Besondere organisatorische Pflichten; Verordnungsermächtigung  
(Stand 01.01.2014) 

 
 
(1) Ein Institut muss über eine ordnungsgemäße Geschäftsorganisation verfügen, die die Einhaltung 

der vom Institut zu beachtenden gesetzlichen Bestimmungen und der betriebswirtschaftlichen 
Notwendigkeiten gewährleistet.  

 
Die Geschäftsleiter sind für die ordnungsgemäße Geschäftsorganisation des Instituts verantwort-
lich; sie haben die erforderlichen Maßnahmen für die Ausarbeitung der entsprechenden instituts-
internen Vorgaben zu ergreifen, sofern nicht das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan entscheidet.  

 
Eine ordnungsgemäße Geschäftsorganisation muss insbesondere ein angemessenes und wirk-
sames Risikomanagement umfassen, auf dessen Basis ein Institut die Risikotragfähigkeit laufend 
sicherzustellen hat; das Risikomanagement umfasst insbesondere 

 
1. die Festlegung von Strategien, insbesondere die Festlegung einer auf die nachhaltige Ent-

wicklung des Instituts gerichteten Geschäftsstrategie und einer damit konsistenten Risikostra-
tegie, sowie die Einrichtung von Prozessen zur Planung, Umsetzung, Beurteilung und Anpas-
sung der Strategien; 

 
2. Verfahren zur Ermittlung und Sicherstellung der Risikotragfähigkeit, wobei eine vorsichtige 

Ermittlung der Risiken und des zu ihrer Abdeckung verfügbaren Risikodeckungspotenzials 
zugrunde zu legen ist; 
 

3. die Einrichtung interner Kontrollverfahren mit einem internen Kontrollsystem und einer Inter-
nen Revision, wobei das interne Kontrollsystem insbesondere 

 
a) aufbau- und ablauforganisatorische Regelungen mit klarer Abgrenzung der Verantwor-

tungsbereiche, 
 
b) Prozesse zur Identifizierung, Beurteilung, Steuerung sowie Überwachung und Kommuni-

kation der Risiken entsprechend den in Titel VII Kapitel 2 Abschnitt 2 Unterabschnitt II der 
Richtlinie 2013/36/EU niedergelegten Kriterien und 

 
c) eine Risikocontrolling-Funktion und eine Compliance-Funktion umfasst; 

 
4. eine angemessene personelle und technischorganisatorische Ausstattung des Instituts; 

 
5. die Festlegung eines angemessenen Notfallkonzepts, insbesondere für IT-Systeme, und 

 
6. angemessene, transparente und auf eine nachhaltige Entwicklung des Instituts ausgerichtete 

Vergütungssysteme für Geschäftsleiter und Mitarbeiter nach Maßgabe von Absatz 5;  
dies gilt nicht, soweit die Vergütung durch Tarifvertrag oder in seinem Geltungsbereich durch 
Vereinbarung der Arbeitsvertragsparteien über die Anwendung der tarifvertraglichen Regelun-
gen oder auf Grund eines Tarifvertrags in einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung vereinbart 
ist. 

 
Die Ausgestaltung des Risikomanagements hängt von Art, Umfang, Komplexität und Risikogehalt 
der Geschäftstätigkeit ab.  
 
Seine Angemessenheit und Wirksamkeit ist vom Institut regelmäßig zu überprüfen.  
 
Eine ordnungsgemäße Geschäftsorganisation umfasst darüber hinaus 

 
1. angemessene Regelungen, anhand derer sich die finanzielle Lage des Instituts jederzeit mit 

hinreichender Genauigkeit bestimmen lässt; 
 

2. eine vollständige Dokumentation der Geschäftstätigkeit, die eine lückenlose Überwachung 
durch die Bundesanstalt für ihren Zuständigkeitsbereich gewährleistet;  
erforderliche Aufzeichnungen sind mindestens fünf Jahre aufzubewahren;  
§ 257 Absatz 4 des Handelsgesetzbuchs bleibt unberührt, § 257 Absatz 3 und 5 des Han-
delsgesetzbuchs gilt entsprechend; 
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3. einen Prozess, der es den Mitarbeitern unter Wahrung der Vertraulichkeit ihrer Identität er-
möglicht, Verstöße gegen die Verordnung (EU) Nr. 575/2013 oder gegen dieses Gesetz oder 
gegen die auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen sowie etwaige straf-
bare Handlungen innerhalb des Unternehmens an geeignete Stellen zu berichten. 
 

(2) Die Bundesanstalt kann Vorgaben zur Ausgestaltung einer plötzlichen und unerwarteten Zinsän-
derung und zur Ermittlungsmethodik der Auswirkungen auf den Barwert bezüglich der Zinsände-
rungsrisiken aus den nicht unter das Handelsbuch fallenden Geschäften festlegen.  

 
Die Bundesanstalt kann gegenüber einem Institut im Einzelfall Anordnungen treffen, die geeignet 
und erforderlich sind, die ordnungsgemäße Geschäftsorganisation im Sinne des Absatzes 1 Satz 
3 und 6 sowie die Beachtung der Vorgaben nach Satz 1 sicherzustellen.  

 
Die Bundesanstalt kann gegenüber einem Institut, das im Fall der Störung seines Geschäftsbe-
triebs, der Bestandsgefährdung oder der Insolvenz die Stabilität des Finanzsystems gefährden 
kann, anordnen, dass es einen geeigneten Sanierungsplan zur Stärkung seiner wirtschaftlichen 
Verhältnisse in Stresssituationen und zur Sicherung einer positiven Fortführungsprognose entwi-
ckelt und regelmäßig aktualisiert vorhalten muss. 

 
 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für Institutsgruppen, Finanzholding-Gruppen und gemischte Finanz-

holding-Gruppen und Institute im Sinne des Artikels 22 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 mit 
der Maßgabe entsprechend, dass die Geschäftsleiter des übergeordneten Unternehmens für die 
ordnungsgemäße Geschäftsorganisation der Institutsgruppe, der Finanzholding-Gruppe oder ge-
mischten Finanzholding-Gruppe verantwortlich sind.  

 
Zu einer Gruppe im Sinne von Satz 1 gehören auch Tochterunternehmen eines übergeordneten 
Unternehmens oder nachgeordneten Tochterunternehmens einer Institutsgruppe, Finanzholding-
Gruppe oder gemischten Finanzholding-Gruppe, auf die weder die Verordnung (EU) Nr. 575/2013 
noch § 1a zur Anwendung kommt.  

 
Die sich aus der Einbeziehung in das Risikomanagement auf Gruppenebene ergebenden Pflich-
ten müssen von Tochterunternehmen der Gruppe mit Sitz in einem Drittstaat nur insoweit beach-
tet werden, als diese Pflichten nicht dem geltenden Recht im Herkunftsstaat des Tochterunter-
nehmens entgegenstehen. 

 
 
(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für Konglomerate mit der Maßgabe entsprechend, dass die Geschäfts-

leiter des übergeordneten Finanzkonglomeratsunternehmens für die ordnungsgemäße Ge-
schäftsorganisation des Finanzkonglomerats verantwortlich sind.  

 
Eine ordnungsgemäße Geschäftsorganisation auf Konglomeratsebene umfasst zudem geeignete 
Vorkehrungen, um bei Bedarf zu geeigneten Sanierungs- und Abwicklungsverfahren und -plänen 
beizutragen und solche Verfahren und Pläne zu entwickeln.  
Diese Vorkehrungen sind regelmäßig zu überprüfen und anzupassen.  
 
§ 10b Absatz 6 und 7 Satz 1 und 2 gilt entsprechend. 

 
 
(5) Die Institute haben angemessene Verhältnisse zwischen der variablen und fixen jährlichen Ver-

gütung für Mitarbeiter und Geschäftsleiter festzulegen.  
 

Dabei darf die variable Vergütung vorbehaltlich eines Beschlusses nach Satz 5 jeweils 100 Pro-
zent der fixen Vergütung für jeden einzelnen Mitarbeiter oder Geschäftsleiter nicht überschreiten.  
 
Hierbei kann für bis zu 25 Prozent der variablen Vergütung der zukünftige Wert auf den Zeitpunkt 
der Mitteilung an die jeweiligen Mitarbeiter oder Geschäftsleiter über die Höhe der variablen Ver-
gütung für einen Bemessungszeitraum abgezinst werden, wenn dieser Teil der variablen Vergü-
tung für die Dauer von mindestens fünf Jahren nach dieser Mitteilung zurückbehalten wird.  
 
Bei der Zurückbehaltung dürfen ein Anspruch und eine Anwartschaft auf diesen Teil der variablen 
Vergütung erst nach Ablauf des Zurückbehaltungszeitraums erwachsen und während des Zu-
rückbehaltungszeitraums lediglich ein Anspruch auf fehlerfreie Ermittlung des noch nicht zu einer 
Anwartschaft oder einem Anspruch erwachsenen Teils dieses Teils der variablen Vergütung be-
stehen, nicht aber auf diesen Teil der variablen Vergütung selbst.  

 



  

 

3 § 25a- 25f KWG (Stand 31.01.2014) 

- ohne Gewähr für die Richtigkeit -        16.11.2013 

 

Die Anteilseigner, die Eigentümer, die Mitglieder oder die Träger des Instituts können über die 
Billigung einer höheren variablen Vergütung als nach Satz 2, die 200 Prozent der fixen Vergütung 
für jeden einzelnen Mitarbeiter oder Geschäftsleiter nicht überschreiten darf, beschließen.  
 
Zur Billigung einer höheren variablen Vergütung als nach Satz 2 für Mitarbeiter haben die Ge-
schäftsleitung und das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan, zur Billigung einer höheren variablen 
Vergütung als nach Satz 2 für Geschäftsleiter nur das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan, einen 
Vorschlag zur Beschlussfassung zu machen;  
der Vorschlag hat die Gründe für die erbetene Billigung einer höheren variablen Vergütung als 
nach Satz 2 und deren Umfang, einschließlich der Anzahl der betroffenen Mitarbeiter und Ge-
schäftsleiter sowie ihrer Funktionen, und den erwarteten Einfluss einer höheren variablen Vergü-
tung als nach Satz 2 auf die Anforderung, eine angemessene Eigenmittelausstattung vorzuhalten, 
darzulegen.  
 
Der Beschlussvorschlag ist so rechtzeitig vor der Beschlussfassung bekannt zu machen, dass 
sich die Anteilseigner, die Eigentümer, die Mitglieder oder die Träger des Instituts angemessen 
informieren können;  
üben die Anteilseigner, die Eigentümer, die Mitglieder oder die Träger ihre Rechte in einer Ver-
sammlung aus, ist der Beschlussvorschlag mit der Einberufung der Versammlung bekannt zu 
machen.  
 
Der Beschluss bedarf einer Mehrheit von mindestens 66 Prozent der abgegebenen Stimmen, 
sofern mindestens 50 Prozent der Stimmrechte bei der Beschlussfassung vertreten sind, oder 
von mindestens 75 Prozent der abgegebenen Stimmen.  
 
Anteilseigner, Eigentümer, Mitglieder oder Träger die als Mitarbeiter oder Geschäftsleiter von ei-
ner höheren variablen Vergütung als nach Satz 2 betroffen wären, dürfen ihr Stimmrecht weder 
unmittelbar noch mittelbar ausüben. 

 
 
(6) Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der 

Zustimmung des Bundesrates bedarf, im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank nähere 
Bestimmungen zu erlassen über 

 
1. die Ausgestaltung der Vergütungssysteme nach Absatz 5 einschließlich der Ausgestaltung 

 
a) der Entscheidungsprozesse und Verantwortlichkeiten, 
 
b) des Verhältnisses der variablen zur fixen Vergütung und der Vergütungsinstrumente für die 

variable Vergütung, 
 
c) positiver und negativer Vergütungsparameter, der Leistungszeiträume und Zurückbehal-

tungszeiträume einschließlich der Voraussetzungen und Parameter für einen vollständigen 
Verlust oder eine teilweise Reduzierung der variablen Vergütung sowie 

 
der Berücksichtigung der institutsspezifischen und gruppenweiten Geschäfts- und Vergü-
tungsstrategie einschließlich deren Anwendung und Umsetzung in gruppenangehörigen Un-
ternehmen, der Ziele, der Werte und der langfristigen Interessen des Instituts, 

 
2. die Diskontierungsfaktoren zur Ermittlung des dem Verhältnis nach Absatz 5 Satz 2 bis 4 zu-

grunde zu legenden Barwerts der variablen Vergütung, 
 

3. die Überwachung der Angemessenheit und der Transparenz der Vergütungssysteme durch 
das Institut und die Weiterentwicklung der Vergütungssysteme, auch unter Einbeziehung des 
Vergütungskontrollausschusses, 
 

4. die Offenlegung der Ausgestaltung der Vergütungssysteme und der Zusammensetzung der 
Vergütung einschließlich des Gesamtbetrags der garantierten Bonuszahlungen und der ein-
zelvertraglichen Abfindungszahlungen unter Angabe der höchsten geleisteten Abfindung und 
der Anzahl der Begünstigten sowie 
 

5. das Offenlegungsmedium und die Häufigkeit der Offenlegung im Sinne der Nummer 4. 
 

Die Regelungen haben sich insbesondere an Größe und Vergütungsstruktur des Instituts sowie 
Art, Umfang, Komplexität, Risikogehalt und Internationalität der Geschäftsaktivitäten zu orientie-
ren.  
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Im Rahmen der Bestimmungen nach Satz 1 Nummer 4 müssen die auf Offenlegung der Vergü-
tung bezogenen handelsrechtlichen Bestimmungen nach § 340a Absatz 1 und 2 in Verbindung 
mit § 340l Absatz 1 Satz 1 des Handelsgesetzbuchs unberührt bleiben.  

 
Das Bundesministerium der Finanzen kann die Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf die 
Bundesanstalt mit der Maßgabe übertragen, dass die Rechtsverordnung im Einvernehmen mit 
der Deutschen Bundesbank ergeht.  

 
Vor Erlass der Rechtsverordnung sind die Spitzenverbände der Institute zu hören. 

 
 
 
 

§ 25b Auslagerung von Aktivitäten und Prozessen (Stand 01.01.2014) 
 
 
(1) Ein Institut muss abhängig von Art, Umfang, Komplexität und Risikogehalt einer Auslagerung von 

Aktivitäten und Prozessen auf ein anderes Unternehmen, die für die Durchführung von Bankge-
schäften, Finanzdienstleistungen oder sonstigen institutstypischen Dienstleistungen wesentlich 
sind, angemessene Vorkehrungen treffen, um übermäßige zusätzliche Risiken zu vermeiden.  
 
Eine Auslagerung darf weder die Ordnungsmäßigkeit dieser Geschäfte und Dienstleistungen 
noch die Geschäftsorganisation im Sinne des § 25a Absatz 1 beeinträchtigen.  
 
Insbesondere muss ein angemessenes und wirksames Risikomanagement durch das Institut ge-
währleistet bleiben, das die ausgelagerten Aktivitäten und Prozesse einbezieht. 

 
 
(2) Die Auslagerung darf nicht zu einer Übertragung der Verantwortung der Geschäftsleiter an das 

Auslagerungsunternehmen führen.  
 
Das Institut bleibt bei einer Auslagerung für die Einhaltung der vom Institut zu beachtenden ge-
setzlichen Bestimmungen verantwortlich. 
 
 

(3) Durch die Auslagerung darf die Bundesanstalt an der Wahrnehmung ihrer Aufgaben nicht gehin-
dert werden;  
ihre Auskunfts- und Prüfungsrechte sowie Kontrollmöglichkeiten müssen in Bezug auf die ausge-
lagerten Aktivitäten und Prozesse auch bei einer Auslagerung auf ein Unternehmen mit Sitz in 
einem Staat des Europäischen Wirtschaftsraums oder einem Drittstaat durch geeignete Vorkeh-
rungen gewährleistet werden.  
 
Entsprechendes gilt für die Wahrnehmung der Aufgaben der Prüfer des Instituts.  
 
Eine Auslagerung bedarf einer schriftlichen Vereinbarung, die die zur Einhaltung der vorstehen-
den Voraussetzungen erforderlichen Rechte des Instituts, einschließlich Weisungs- und Kündi-
gungsrechten, sowie die korrespondierenden Pflichten des Auslagerungsunternehmens festlegt. 
 
 

(4) Sind bei Auslagerungen die Prüfungsrechte und Kontrollmöglichkeiten der Bundesanstalt beein-
trächtigt, kann die Bundesanstalt im Einzelfall Anordnungen treffen, die geeignet und erforderlich 
sind, diese Beeinträchtigung zu beseitigen.  
 
Die Befugnisse der Bundesanstalt nach § 25a Absatz 2 Satz 2 bleiben unberührt. 
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 § 25c Geschäftsleiter (Stand 02.01.2014) 
 

 
(1) Die Geschäftsleiter eines Instituts müssen für die Leitung eines Instituts fachlich geeignet und 

zuverlässig sein und der Wahrnehmung ihrer Aufgaben ausreichend Zeit widmen.  
 

Die fachliche Eignung setzt voraus, dass die Geschäftsleiter in ausreichendem Maß theoretische 
und praktische Kenntnisse in den betreffenden Geschäften sowie Leitungserfahrung haben.  

 
Das Vorliegen der fachlichen Eignung ist regelmäßig anzunehmen, wenn eine dreijährige leitende 
Tätigkeit bei einem Institut von vergleichbarer Größe und Geschäftsart nachgewiesen wird. 

 
 

(2) Geschäftsleiter kann nicht sein, 
 

1. wer in demselben Unternehmen Mitglied des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans ist; 
 
2. wer in einem anderen Unternehmen Geschäftsleiter ist oder bereits in mehr als zwei weiteren 

Unternehmen Mitglied des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans ist. 
 

Dabei gelten im Sinne von Satz 1 Nummer 2 mehrere Mandate als ein Mandat, wenn die Mandate 
bei Unternehmen wahrgenommen werden, 

 
1. die derselben Institutsgruppe, Finanzholding-Gruppe oder gemischten Finanzholding-Gruppe 

angehören, 
 
2. die demselben institutsbezogenen Sicherungssystem angehören oder 
 
3. an denen das Institut eine bedeutende Beteiligung hält. 

 
Mandate bei Unternehmen, die nicht überwiegend gewerbliche Ziele verfolgen, werden bei den 
nach Satz 1 Nummer 2 höchstens zulässigen Mandaten nicht berücksichtigt.  
 
Die Bundesanstalt kann einem Geschäftsleiter unter Berücksichtigung der Umstände im Einzelfall 
und der Art, des Umfangs und der Komplexität der Tätigkeiten des Instituts, der Institutsgruppe, 
der Finanzholding-Gruppe, der Finanzholding-Gesellschaft oder der gemischten Finanzholding-
Gesellschaft gestatten, ein zusätzliches Mandat in einem Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan in-
nezuhaben, wenn dies das Mitglied nicht daran hindert, der Wahrnehmung seiner Aufgaben in 
dem betreffenden Unternehmen ausreichend Zeit zu widmen. 

 
 

(3)  Im Rahmen ihrer Gesamtverantwortung für die ordnungsgemäße Geschäftsorganisation müssen 
die Geschäftsleiter 

 
1. Grundsätze einer ordnungsgemäßen Geschäftsführung beschließen, die die erforderliche 

Sorgfalt bei der Führung des Instituts gewährleisten und insbesondere eine Aufgabentrennung 
in der Organisation und Maßnahmen festlegen, um Interessenkonflikten vorzubeugen, sowie 
für die Umsetzung dieser Grundsätze Sorge tragen; 

 
2. die Wirksamkeit der unter Nummer 1 festgelegten und umgesetzten Grundsätze überwachen 

und regelmäßig bewerten; die Geschäftsleiter müssen angemessene Schritte zur Behebung 
von Mängeln einleiten; 

 
3. der Festlegung der Strategien und den Risiken, insbesondere den Adressenausfallrisiken, den 

Marktrisiken und den operationellen Risiken, ausreichend Zeit widmen; 
 
4. für eine angemessene und transparente Unternehmensstruktur sorgen, die sich an den Stra-

tegien des Unternehmens ausrichtet und der für ein wirksames Risikomanagement erforderli-
chen Transparenz der Geschäftsaktivitäten des Instituts Rechnung trägt, und die hierfür erfor-
derliche Kenntnis über die Unternehmensstruktur und die damit verbundenen Risiken besit-
zen;  
für die Geschäftsleiter eines übergeordneten Unternehmens bezieht sich diese Verpflichtung 
auch auf die Gruppe gemäß § 25a Absatz 3; 
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5. die Richtigkeit des Rechnungswesens und der Finanzberichterstattung sicherstellen; dies 

schließt die dazu erforderlichen Kontrollen und die Übereinstimmung mit den gesetzlichen 
Bestimmungen und den relevanten Standards ein; und 
 

6. die Prozesse hinsichtlich Offenlegung sowie Kommunikation überwachen. 
 

(4) Die Institute müssen angemessene personelle und finanzielle Ressourcen einsetzen, um den 
Mitgliedern der Geschäftsleitung die Einführung in ihr Amt zu erleichtern und die Fortbildung zu 
ermöglichen, die zur Aufrechterhaltung ihrer fachlichen Eignung erforderlich ist. 

 
(4a)  Im Rahmen ihrer Gesamtverantwortung für die ordnungsgemäße Geschäftsorganisation des In-

stituts nach § 25a Absatz 1 Satz 2 haben die Geschäftsleiter eines Instituts dafür Sorge zu tragen, 
dass das Institut über folgende Strategien, Prozesse, Verfahren, Funktionen und Konzepte ver-
fügt: 

 
1. eine auf die nachhaltige Entwicklung des Instituts gerichtete Geschäftsstrategie und 

eine damit konsistente Risikostrategie sowie Prozesse zur Planung, Umsetzung, Beur-
teilung und Anpassung der Strategien nach § 25a Absatz 1 Satz 3 Nummer 1, mindes-
tens haben die Geschäftsleiter dafür Sorge zu tragen, dass 
 
a)  jederzeit das Gesamtziel, die Ziele des Instituts für jede wesentliche Geschäfts-

aktivität sowie die Maßnahmen zur Erreichung dieser Ziele dokumentiert wer-
den; 

b)  die Risikostrategie jederzeit die Ziele der Risikosteuerung der wesentlichen Ge-
schäftsaktivitäten sowie die Maßnahmen zur Erreichung dieser Ziele umfasst; 

 
2.  Verfahren zur Ermittlung und Sicherstellung der Risikotragfähigkeit nach § 25a Absatz 

1 Satz 3 Nummer 2, mindestens haben die Geschäftsleiter dafür Sorge zu tragen, dass 
   

a)  die wesentlichen Risiken des Instituts, insbesondere Adressenausfall-, Markt-
preis-, Liquiditäts- und operationelle Risiken, regelmäßig und anlassbezogen 
im Rahmen einer Risikoinventur identifiziert und definiert werden (Gesamtrisi-
koprofil); 

b)  im Rahmen der Risikoinventur Risikokonzentrationen berücksichtigt sowie 
mögliche wesentliche Beeinträchtigungen der Vermögenslage, der Ertragslage 
oder der Liquiditätslage geprüft werden; 

 
3.  interne Kontrollverfahren mit einem internen Kontrollsystem und einer internen Revision 

nach § 25a Absatz 1 Satz 3 Nummer 3 Buchstabe a bis c, mindestens haben die Ge-
schäftsleiter dafür Sorge zu tragen, dass 

   
a)  im Rahmen der Aufbau- und Ablauforganisation Verantwortungsbereiche klar 

abgegrenzt werden, wobei wesentliche Prozesse und damit verbundene Auf-
gaben, Kompetenzen, Verantwortlichkeiten, Kontrollen sowie Kommunikations-
wege klar zu definieren sind und sicherzustellen ist, dass Mitarbeiter keine mit-
einander unvereinbaren Tätigkeiten ausüben; 

b)  eine grundsätzliche Trennung zwischen dem Bereich, der Kreditgeschäfte initi-
iert und bei den Kreditentscheidungen über ein Votum verfügt (Markt), sowie 
dem Bereich Handel einerseits und dem Bereich, der bei den Kreditentschei-
dungen über ein weiteres Votum verfügt (Marktfolge), und den Funktionen, die 
dem Risikocontrolling und die der Abwicklung und Kontrolle der Handelsge-
schäfte dienen, andererseits besteht; 

c)  das interne Kontrollsystem Risikosteuerungs- und -controllingprozesse zur 
Identifizierung, Beurteilung, Steuerung, Überwachung und Kommunikation der 
wesentlichen Risiken und damit verbundener Risikokonzentrationen sowie eine 
Risikocontrolling-Funktion und eine Compliance-Funktion umfasst; 

d)  in angemessenen Abständen, mindestens aber vierteljährlich, gegenüber der 
Geschäftsleitung über die Risikosituation einschließlich einer Beurteilung der 
Risiken berichtet wird; 

e)  in angemessenen Abständen, mindestens aber vierteljährlich, seitens der Ge-
schäftsleitung gegenüber dem Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan über die Risi-
kosituation einschließlich einer Beurteilung der Risiken berichtet wird; 

f)  regelmäßig angemessene Stresstests für die wesentlichen Risiken sowie das 
Gesamtrisikoprofil des Instituts durchgeführt werden und auf Grundlage der Er-
gebnisse möglicher Handlungsbedarf geprüft wird; 
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g)  die interne Revision in angemessenen Abständen, mindestens aber vierteljähr-
lich, an die Geschäftsleitung und an das Aufsichts- oder Verwaltungsorgan be-
richtet; 

 
4. eine angemessene personelle und technisch-organisatorische Ausstattung des Instituts 

nach § 25a Absatz 1 Satz 3 Nummer 4, mindestens haben die Geschäftsleiter dafür 
Sorge zu tragen, dass die quantitative und qualitative Personalausstattung und der Um-
fang und die Qualität der technisch-organisatorischen Ausstattung die betriebsinternen 
Erfordernisse, die Geschäftsaktivitäten und die Risikosituation berücksichtigen; 

 
5. für Notfälle in zeitkritischen Aktivitäten und Prozessen angemessene Notfallkonzepte 

nach § 25a Absatz 1 Satz 3 Nummer 5, mindestens haben die Geschäftsleiter dafür 
Sorge zu tragen, dass regelmäßig Notfalltests zur Überprüfung der Angemessenheit 
und Wirksamkeit des Notfallkonzeptes durchgeführt werden und über die Ergebnisse 
den jeweils Verantwortlichen berichtet wird; 

 
6.  im Fall einer Auslagerung von Aktivitäten und Prozessen auf ein anderes Unternehmen 

nach § 25b Absatz 1 Satz 1 mindestens angemessene Verfahren und Konzepte, um 
übermäßige zusätzliche Risiken sowie eine Beeinträchtigung der Ordnungsmäßigkeit 
der Geschäfte, Dienstleistungen und der Geschäftsorganisation im Sinne des § 25a 
Absatz 1 zu vermeiden. 

 
(4b)  Absatz 4a gilt für Institutsgruppen, Finanzholding-Gruppen, gemischte Finanzholding-Gruppen 

und Institute im Sinne des Artikels 4 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 mit der Maßgabe, dass 
die Geschäftsleiter des übergeordneten Unternehmens für die Wahrung der Sicherstellungs-
pflichten innerhalb der Institutsgruppe, der Finanzholding-Gruppe, der gemischten Finanzholding-
Gruppe oder der Institute im Sinne des Artikels 4 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 verantwort-
lich sind, wenn das übergeordnete Unternehmen Mutterunternehmen ist, das beherrschenden 
Einfluss im Sinne des § 290 Absatz 2 des Handelsgesetzbuchs über andere Unternehmen der 
Gruppe ausübt, ohne dass es auf die Rechtsform der Muttergesellschaft ankommt.  

 
 Im Rahmen ihrer Gesamtverantwortung für die ordnungsgemäße Geschäftsorganisation der 

Gruppe nach Satz 1 haben die Geschäftsleiter des übergeordneten Unternehmens dafür Sorge 
zu tragen, dass die Gruppe über folgende Strategien, Prozesse, Verfahren, Funktionen und Kon-
zepte verfügt: 

 
1. eine auf die nachhaltige Entwicklung der Gruppe gerichtete gruppenweite Geschäfts-

strategie und eine damit konsistente gruppenweite Risikostrategie sowie Prozesse zur 
Planung, Umsetzung, Beurteilung und Anpassung der Strategien nach § 25a Absatz 1 
Satz 3 Nummer 1, mindestens haben die Geschäftsleiter dafür Sorge zu tragen, dass 
 
a)  jederzeit das Gesamtziel der Gruppe, die Ziele der Gruppe für jede wesentliche 

Geschäftsaktivität sowie die Maßnahmen zur Erreichung dieser Ziele dokumen-
tiert werden; 

b)  die Risikostrategie der Gruppe jederzeit die Ziele der Risikosteuerung der we-
sentlichen Geschäftsaktivitäten sowie die Maßnahmen zur Erreichung dieser 
Ziele umfasst; 

c)  die strategische Ausrichtung der gruppenangehörigen Unternehmen mit den 
gruppenweiten Geschäfts- und Risikostrategien abgestimmt wird; 

 
2. Verfahren zur Ermittlung und Sicherstellung der Risikotragfähigkeit der Gruppe nach § 

25a Absatz 1 Satz 3 Nummer 2, mindestens haben die Geschäftsleiter dafür Sorge zu 
tragen, dass 
 
a)  die wesentlichen Risiken der Gruppe, insbesondere Adressenausfall-, Markt-

preis-, Liquiditäts- und operationelle Risiken, regelmäßig und anlassbezogen 
im Rahmen einer Risikoinventur identifiziert und definiert werden (Gesamtrisi-
koprofil der Gruppe); 

b)  im Rahmen der Risikoinventur Risikokonzentrationen innerhalb der Gruppe be-
rücksichtigt sowie mögliche wesentliche Beeinträchtigungen der Vermögens-
lage, der Ertragslage oder der Liquiditätslage der Gruppe geprüft werden; 

 
3.  interne Kontrollverfahren mit einem internen Kontrollsystem und einer internen Revision 

nach § 25a Absatz 1 Satz 3 Nummer 3 Buchstabe a bis c, mindestens haben die Ge-
schäftsleiter dafür Sorge zu tragen, dass 
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a)  im Rahmen der Aufbau- und Ablauforganisation der Gruppe Verantwortungs-
bereiche klar abgegrenzt werden, wobei wesentliche Prozesse und damit ver-
bundene Aufgaben, Kompetenzen, Verantwortlichkeiten, Kontrollen sowie 
Kommunikationswege innerhalb der Gruppe klar zu definieren sind und sicher-
zustellen ist, dass Mitarbeiter keine miteinander unvereinbaren Tätigkeiten aus-
üben; 

b)  bei den gruppenangehörigen Unternehmen eine grundsätzliche Trennung zwi-
schen dem Bereich, der Kreditgeschäfte initiiert und bei den Kreditentscheidun-
gen über ein Votum verfügt (Markt), sowie dem Bereich Handel einerseits und 
dem Bereich, der bei den Kreditentscheidungen über ein weiteres Votum ver-
fügt (Marktfolge), und den Funktionen, die dem Risikocontrolling und die der 
Abwicklung und Kontrolle der Handelsgeschäfte dienen, andererseits besteht; 

c)  in angemessenen Abständen, mindestens aber vierteljährlich, gegenüber der 
Geschäftsleitung über die Risikosituation einschließlich einer Beurteilung der 
Risiken berichtet wird; 

d)  in angemessenen Abständen, mindestens aber vierteljährlich, auf Gruppen-
ebene seitens der Geschäftsleitung gegenüber dem Verwaltungs- oder Auf-
sichtsorgan über die Risikosituation der Gruppe einschließlich einer Beurteilung 
der Risiken berichtet wird; 

e)  das interne Kontrollsystem der Gruppe eine Risikocontrolling-Funktion und eine 
Compliance-Funktion sowie Risikosteuerungs- und -controllingprozesse zur 
Identifizierung, Beurteilung, Steuerung, Überwachung und Kommunikation der 
wesentlichen Risiken und damit verbundener Risikokonzentrationen umfasst; 

f)  regelmäßig angemessene Stresstests für die wesentlichen Risiken und das Ge-
samtrisikoprofil auf Gruppenebene durchgeführt werden und auf Grundlage der 
Ergebnisse möglicher Handlungsbedarf geprüft wird; 

g)  die Konzernrevision in angemessenen Abständen, mindestens aber vierteljähr-
lich, an die Geschäftsleitung und an das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan be-
richtet; 

 
4. eine angemessene personelle und technisch-organisatorische Ausstattung der Gruppe 

nach § 25a Absatz 1 Satz 3 Nummer 4, mindestens haben die Geschäftsleiter dafür 
Sorge zu tragen, dass die quantitative und qualitative Personalausstattung und der Um-
fang und die Qualität der technisch-organisatorischen Ausstattung der gruppenangehö-
rigen Unternehmen die jeweiligen betriebsinternen Erfordernisse, die Geschäftsaktivi-
täten und die Risikosituation der gruppenangehörigen Unternehmen berücksichtigen; 
 

5. für Notfälle in zeitkritischen Aktivitäten und Prozessen angemessene Notfallkonzepte 
nach § 25a Absatz 1 Satz 3 Nummer 5 auf Gruppenebene, mindestens haben die Ge-
schäftsleiter dafür Sorge zu tragen, dass regelmäßig Notfalltests zur Überprüfung der 
Angemessenheit und Wirksamkeit des Notfallkonzeptes auf Gruppenebene durchge-
führt werden und über die Ergebnisse den jeweils Verantwortlichen berichtet wird; 

 
6. im Fall einer Auslagerung von Aktivitäten und Prozessen auf ein anderes Unternehmen 

nach § 25b Absatz 1 Satz 1 mindestens angemessene Verfahren und Konzepte, um 
übermäßige zusätzliche Risiken sowie eine Beeinträchtigung der Ordnungsmäßigkeit 
der Geschäfte, Dienstleistungen und der Geschäftsorganisation im Sinne des § 25a 
Absatz 1 zu vermeiden. 

 
(4c)  Wenn die Bundesanstalt zu dem Ergebnis kommt, dass das Institut oder die Gruppe nicht über 

die Strategien, Prozesse, Verfahren, Funktionen und Konzepte nach Absatz 4a und 4b verfügt, 
kann sie, unabhängig von anderen Maßnahmen nach diesem Gesetz, anordnen, dass geeignete 
Maßnahmen ergriffen werden, um die festgestellten Mängel innerhalb einer angemessenen Frist 
zu beseitigen. 

 
(5) In Ausnahmefällen kann die Bundesanstalt auch eine andere mit der Führung der Geschäfte be-

traute und zur Vertretung ermächtigte Person widerruflich als Geschäftsleiter einsetzen, wenn sie 
zuverlässig ist und die erforderliche fachliche Eignung hat;  
Absatz 1 ist anzuwenden.  
 
Wird das Institut von einem Einzelkaufmann betrieben, so kann in Ausnahmefällen unter den 
Voraussetzungen des Satzes 1 eine von dem Inhaber mit der Führung der Geschäfte betraute 
und zur Vertretung ermächtigte Person widerruflich als Geschäftsleiter eingesetzt werden.  
 
Beruht die Einsetzung einer Person als Geschäftsleiter auf einem Antrag des Instituts, so kann 
sie nur auf Antrag des Instituts oder des Geschäftsleiters widerrufen werden. 
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 § 25d Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan (Stand 01.01.2014) 
 

(1) Die Mitglieder des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans eines Instituts, einer Finanzholding-Gesell-
schaft oder einer gemischten Finanzholding-Gesellschaft müssen zuverlässig sein, die erforder-
liche Sachkunde zur Wahrnehmung der Kontrollfunktion sowie zur Beurteilung und Überwachung 
der Geschäfte, die das jeweilige Unternehmen betreibt, besitzen und der Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben ausreichend Zeit widmen.  

 
Bei der Prüfung, ob eine der in Satz 1 genannten Personen die erforderliche Sachkunde besitzt, 
berücksichtigt die Bundesanstalt den Umfang und die Komplexität der von dem Institut, der Insti-
tutsgruppe oder Finanzholding-Gruppe, der Finanzholding-Gesellschaft oder der gemischten Fi-
nanzholding-Gesellschaft betriebenen Geschäfte. 

 
 

(2) Das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan muss in seiner Gesamtheit die Kenntnisse, Fähigkeiten 
und Erfahrungen haben, die zur Wahrnehmung der Kontrollfunktion sowie zur Beurteilung und 
Überwachung der Geschäftsleitung des Instituts oder der Institutsgruppe oder Finanzholding-
Gruppe, der Finanzholding-Gesellschaft oder der gemischten Finanzholding-Gesellschaft not-
wendig sind.  

 
Die Vorschriften der Mitbestimmungsgesetze über die Wahl und Abberufung der Arbeitnehmer-
vertreter im Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan bleiben unberührt. 

 
 

(3) Mitglied des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans eines Instituts, im Fall einer Finanzholding-Ge-
sellschaft oder gemischten Finanzholding-Gesellschaft nur, wenn diese nach § 10a Absatz 2 Satz 
2 oder 3 oder § 10b Absatz 3 Satz 8 als übergeordnetes Unternehmen bestimmt worden ist, kann 
nicht sein, 

 
1. wer in demselben Unternehmen Geschäftsleiter ist; 
 
2. wer in dem betreffenden Unternehmen Geschäftsleiter war, wenn bereits zwei ehemalige Ge-

schäftsleiter des Unternehmens Mitglied des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans sind; 
 
3. wer bereits in einem anderen Unternehmen Geschäftsleiter ist und zugleich in mehr als zwei 

weiteren Unternehmen Mitglied des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans ist oder 
 
4. wer bereits in mehr als drei anderen Unternehmen Mitglied des Verwaltungs- oder Aufsichts-

organs ist. 
 
Mehrere Mandate gelten als ein Mandat, wenn die Mandate bei Unternehmen wahrgenommen 
werden, 

 
1. die derselben Institutsgruppe, Finanzholding-Gruppe oder gemischten Finanzholding-Gruppe 

angehören, 
 
2. die demselben institutsbezogenen Sicherungssystem angehören oder 
 
3. an denen das Institut eine bedeutende Beteiligung hält. 

 
Mandate bei Unternehmen, die überwiegend nicht gewerblich ausgerichtet sind, insbesondere 
Unternehmen, die der kommunalen Daseinsvorsorge dienen, werden bei den nach Satz 1 Num-
mer 3 und 4 höchstens zulässigen Mandaten nicht berücksichtigt.  
 
Die Bundesanstalt kann einem Mitglied des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans unter Berücksich-
tigung der Umstände im Einzelfall und der Art, des Umfangs und der Komplexität der Tätigkeiten 
des Instituts, der Institutsgruppe oder Finanzholding-Gruppe, der Finanzholding-Gesellschaft  
oder der gemischten Finanzholding-Gesellschaft gestatten, ein zusätzliches Mandat in einem 
Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan innezuhaben als nach Satz 1 Nummer 3 und 4 erlaubt, wenn 
dies das Mitglied nicht daran hindert, der Wahrnehmung seiner Aufgaben in dem betreffenden 
Unternehmen ausreichend Zeit zu widmen.  
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Satz 1 Nummer 4 gilt nicht für kommunale Hauptverwaltungsbeamte, die kraft kommunaler Sat-
zung zur Wahrnehmung eines Mandats in einem kommunalen Unternehmen oder einem kom-
munalen Zweckverband verpflichtet sind. 

 
 

(4) Institute, Finanzholding-Gesellschaften und gemischte Finanzholding-Gesellschaften müssen 
angemessene personelle und finanzielle Ressourcen einsetzen, um den Mitgliedern des Verwal-
tungs- oder Aufsichtsorgans die Einführung in ihr Amt zu erleichtern und die Fortbildung zu er-
möglichen, die zur Aufrechterhaltung der erforderlichen Sachkunde notwendig ist. 

 
 

(5) Die Ausgestaltung der Vergütungssysteme für Mitglieder des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans 
darf im Hinblick auf die wirksame Wahrnehmung der Überwachungsfunktion des Verwaltungs- 
oder Aufsichtsorgans keine Interessenkonflikte erzeugen. 
 
 

(6) Das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan muss die Geschäftsleiter auch im Hinblick auf die Einhal-
tung der einschlägigen bankaufsichtsrechtlichen Regelungen überwachen.  
 
Es muss der Erörterung von Strategien, Risiken und Vergütungssystemen für Geschäftsleiter und 
Mitarbeiter ausreichend Zeit widmen. 

 
 

(7) Das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan eines der in Absatz 3 Satz 1 genannten Unternehmen hat 
abhängig von der Größe, der internen Organisation und der Art, des Umfangs, der Komplexität 
und dem Risikogehalt der Geschäfte des Unternehmens aus seiner Mitte Ausschüsse gemäß 
den Absätzen 8 bis 12 zu bestellen, die es bei seinen Aufgaben beraten und unterstützen.  
 
Jeder Ausschuss soll eines seiner Mitglieder zum Vorsitzenden ernennen.  
 
Die Mitglieder der Ausschüsse müssen die zur Erfüllung der jeweiligen Ausschussaufgaben er-
forderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrungen haben.  
 
Um die Zusammenarbeit und den fachlichen Austausch zwischen den einzelnen Ausschüssen 
sicherzustellen, soll mindestens ein Mitglied eines jeden Ausschusses einem weiteren Ausschuss 
angehören.  
 
Die Bundesanstalt kann die Bildung eines oder mehrerer Ausschüsse verlangen, wenn dies ins-
besondere unter Berücksichtigung der Kriterien nach Satz 1 oder zur ordnungsgemäßen Wahr-
nehmung der Kontrollfunktion des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans erforderlich erscheint. 

 
(8) Das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan eines in Absatz 3 Satz 1 genannten Unternehmens hat 

unter Berücksichtigung der Kriterien nach Absatz 7 Satz 1 aus seiner Mitte einen Risikoausschuss 
zu bestellen.  
 
Der Risikoausschuss berät das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan zur aktuellen und zur künftigen 
Gesamtrisikobereitschaft und -strategie des Unternehmens und unterstützt es bei der Überwa-
chung der Umsetzung dieser Strategie durch die obere Leitungsebene.  
 
Der Risikoausschuss wacht darüber, dass die Konditionen im Kundengeschäft mit dem Ge-
schäftsmodell und der Risikostruktur des Unternehmens im Einklang stehen.  
 
Soweit dies nicht der Fall ist, unterbreitet der Risikoausschuss der Geschäftsleitung Vorschläge, 
wie die Konditionen im Kundengeschäft in Übereinstimmung mit dem Geschäftsmodell und der 
Risikostruktur gestaltet werden können.  
 
Der Risikoausschuss prüft, ob die durch das Vergütungssystem gesetzten Anreize die Risiko-, 
Kapital- und Liquiditätsstruktur des Unternehmens sowie die Wahrscheinlichkeit und Fälligkeit 
von Einnahmen berücksichtigen.  
 
Die Aufgaben des Vergütungskontrollausschusses nach Absatz 12 bleiben unberührt.  
 
Der Vorsitzende des Risikoausschusses oder, falls ein Risikoausschuss nicht eingerichtet wurde, 
der Vorsitzende des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans, kann unmittelbar beim Leiter der Inter-
nen Revision und beim Leiter des Risikocontrollings Auskünfte einholen.  
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Die Geschäftsleitung muss hierüber unterrichtet werden.  
 
Der Risikoausschuss kann, soweit erforderlich, den Rat externer Sachverständiger einholen.  
 
Der Risikoausschuss oder, falls ein solcher nicht eingerichtet wurde, das Verwaltungs- oder Auf-
sichtsorgan bestimmt Art, Umfang, Format und Häufigkeit der Informationen, die die Geschäfts-
leitung zum Thema Strategie und Risiko vorlegen muss. 
 
 

(9) Das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan eines in Absatz 3 Satz 1 genannten Unternehmens hat 
unter Berücksichtigung der Kriterien nach Absatz 7 Satz 1 aus seiner Mitte einen Prüfungsaus-
schuss zu bestellen.  
 
Der Prüfungsausschuss unterstützt das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan insbesondere bei der 
Überwachung 
 
1. des Rechnungslegungsprozesses; 
 
2. der Wirksamkeit des Risikomanagementsystems, insbesondere des internen Kontrollsystems 

und der Internen Revision; 
 
3. der Durchführung der Abschlussprüfungen, insbesondere hinsichtlich der Unabhängigkeit des 

Abschlussprüfers und der vom Abschlussprüfer erbrachten Leistungen (Umfang, Häufigkeit, 
Berichterstattung).  
Der Prüfungsausschuss soll dem Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan Vorschläge für die Be-
stellung eines Abschlussprüfers sowie für die Höhe seiner Vergütung unterbreiten und das 
Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan zur Kündigung oder Fortsetzung des Prüfauftrags beraten 
und 

 
4. der zügigen Behebung der vom Prüfer festgestellten Mängel durch die Geschäftsleitung mit-

tels geeigneter Maßnahmen. 
 

Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses muss über Sachverstand auf den Gebieten Rech-
nungslegung und Abschlussprüfung verfügen.  

 
Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses oder, falls ein Prüfungsausschuss nicht eingerichtet 
wurde, der Vorsitzende des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans, kann unmittelbar beim Leiter der 
Internen Revision und beim Leiter des Risikocontrollings Auskünfte einholen.  

 
Die Geschäftsleitung muss hierüber unterrichtet werden. 

 
 

(10) Das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan eines in Absatz 3 Satz 1 genannten Unternehmens kann 
einen gemeinsamen Risiko- und Prüfungsausschuss bestellen, wenn dies unter Berücksichtigung 
der Kriterien nach Absatz 7 Satz 1 sinnvoll ist.  
 
Dies ist der Bundesanstalt mitzuteilen.  
 
Auf den gemeinsamen Prüfungs- und Risikoausschuss finden die Absätze 8 und 9 entsprechende 
Anwendung. 

 
 

(11) Das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan eines in Absatz 3 Satz 1 genannten Unternehmens hat 
unter Berücksichtigung der Kriterien nach Absatz 7 Satz 1 aus seiner Mitte einen Nominierungs-
ausschuss zu bestellen.  
 
Der Nominierungsausschuss unterstützt das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan bei der 

 
1. Ermittlung von Bewerbern für die Besetzung einer Stelle in der Geschäftsleitung und bei der 

Vorbereitung von Wahlvorschlägen für die Wahl der Mitglieder des Verwaltungs- oder Auf-
sichtsorgans;  
hierbei berücksichtigt der Nominierungsausschuss die Ausgewogenheit und Unterschiedlich-
keit der Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrungen aller Mitglieder des betreffenden Organs, 
entwirft eine Stellenbeschreibung mit Bewerberprofil und gibt den mit der Aufgabe verbunde-
nen Zeitaufwand an; 
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2. Erarbeitung einer Zielsetzung zur Förderung der Vertretung des unterrepräsentierten Ge-
schlechts im Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan sowie einer Strategie zu deren Erreichung; 
 

3. regelmäßig, mindestens einmal jährlich, durchzuführenden Bewertung der Struktur, Größe, 
Zusammensetzung und Leistung der Geschäftsleitung und des Verwaltungs- oder Aufsichts-
organs und spricht dem Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan gegenüber diesbezügliche Emp-
fehlungen aus;  
der Nominierungsausschuss achtet dabei darauf, dass die Entscheidungsfindung innerhalb 
der Geschäftsleitung durch einzelne Personen oder Gruppen nicht in einer Weise beeinflusst 
wird, die dem Unternehmen schadet; 
 

4. regelmäßig, mindestens einmal jährlich, durchzuführenden Bewertung der Kenntnisse, Fähig-
keiten und Erfahrung sowohl der einzelnen Geschäftsleiter und Mitglieder des Verwaltungs- 
oder Aufsichtsorgans als auch des jeweiligen Organs in seiner Gesamtheit und 
 

5. Überprüfung der Grundsätze der Geschäftsleitung für die Auswahl und Bestellung der Perso-
nen der oberen Leitungsebene und bei diesbezüglichen Empfehlungen an die Geschäftslei-
tung. 

 
Bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben kann der Nominierungsausschuss auf alle Ressourcen 
zurückgreifen, die er für angemessen hält, und auch externe Berater einschalten.  
 
Zu diesem Zwecke soll er vom Unternehmen angemessene Finanzmittel erhalten. 

 
 

(12) Das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan eines in Absatz 3 Satz 1 genannten Unternehmens hat 
unter Berücksichtigung der Kriterien nach Absatz 7 Satz 1 aus seiner Mitte einen Vergütungskon-
trollausschuss zu bestellen.  
 
Der Vergütungskontrollausschuss 

 
1. überwacht die angemessene Ausgestaltung der Vergütungssysteme der Geschäftsleiter und 

Mitarbeiter, und insbesondere die angemessene Ausgestaltung der Vergütungen für die Leiter 
der Risikocontrolling-Funktion und der Compliance-Funktion sowie solcher Mitarbeiter, die ei-
nen wesentlichen Einfluss auf das Gesamtrisikoprofil des Instituts haben, und unterstützt das 
Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan bei der Überwachung der angemessenen Ausgestaltung 
der Vergütungssysteme für die Mitarbeiter des Unternehmens;  
die Auswirkungen der Vergütungssysteme auf das Risiko-, Kapital- und Liquiditätsmanage-
ment sind zu bewerten; 

 
2. bereitet die Beschlüsse des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans über die Vergütung der Ge-

schäftsleiter vor und berücksichtigt dabei besonders die Auswirkungen der Beschlüsse auf die 
Risiken und das Risikomanagement des Unternehmens;  
den langfristigen Interessen von Anteilseignern, Anlegern, sonstiger Beteiligter und dem öf-
fentlichen Interesse ist Rechnung zu tragen; 
 

3. unterstützt das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan bei der Überwachung der ordnungsgemä-
ßen Einbeziehung der internen Kontroll- und aller sonstigen maßgeblichen Bereiche bei der 
Ausgestaltung der Vergütungssysteme. 

 
Mindestens ein Mitglied des Vergütungskontrollausschusses muss über ausreichend Sachver-
stand und Berufserfahrung im Bereich Risikomanagement und Risikocontrolling verfügen, insbe-
sondere im Hinblick auf Mechanismen zur Ausrichtung der Vergütungssysteme an der Gesamtri-
sikobereitschaft und -strategie und an der Eigenmittelausstattung des Unternehmens.  
 
Wenn dem Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan entsprechend den Mitbestimmungsgesetzen Ar-
beitnehmervertreter angehören, muss dem Vergütungskontrollausschuss mindestens ein Arbeit-
nehmervertreter angehören.  
 
Der Vergütungskontrollausschuss soll mit dem Risikoausschuss zusammenarbeiten und soll sich 
intern beispielsweise durch das Risikocontrolling und extern von Personen beraten lassen, die 
unabhängig von der Geschäftsleitung sind.  
 
Geschäftsleiter dürfen nicht an Sitzungen des Vergütungskontrollausschusses teilnehmen, bei 
denen über ihre Vergütung beraten wird.  
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Der Vorsitzende des Vergütungskontrollausschusses oder, falls ein Vergütungskontrollaus-
schuss nicht eingerichtet wurde, der Vorsitzende des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans, kann 
unmittelbar beim Leiter der Internen Revision und bei den Leitern der für die Ausgestaltung der 
Vergütungssysteme zuständigen Organisationseinheiten Auskünfte einholen.  
 
Die Geschäftsleitung muss hierüber unterrichtet werden. 

 
 
 

§ 25e Anforderungen bei vertraglich gebundenen Vermittlern (Stand 01.01.2014) 
 

 
Bedient sich ein CRR-Kreditinstitut oder ein Wertpapierhandelsunternehmen eines vertraglich gebun-
denen Vermittlers im Sinne des § 2 Absatz 10 Satz 1, hat es sicherzustellen, dass dieser zuverlässig 
und fachlich geeignet ist, bei der Erbringung der Finanzdienstleistungen die gesetzlichen Vorgaben er-
füllt, Kunden vor Aufnahme der Geschäftsbeziehung über seinen Status nach § 2 Absatz 10 Satz 1 und 
2 informiert und unverzüglich von der Beendigung dieses Status in Kenntnis setzt.  
 
Die erforderlichen Nachweise für die Erfüllung seiner Pflichten nach Satz 1 muss das CRR-Kreditinstitut 
oder das Wertpapierhandelsunternehmen mindestens bis zum Ablauf von fünf Jahren nach dem Ende 
des Status des vertraglich gebundenen Vermittlers aufbewahren.  
 
Nähere Bestimmungen zu den erforderlichen Nachweisen können durch Rechtsverordnung nach § 24 
Absatz 4 getroffen werden.  
 
Die Vergütungssysteme für vertraglich gebundene Vermittler müssen derart ausgestaltet werden, dass 
diese den berechtigten Interessen der Kunden an einer ordnungsgemäßen und angemessenen Erbrin-
gung von Finanzdienstleistungen durch den vertraglich gebundenen Vermittler nicht entgegenstehen. 
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§ 25f Besondere Anforderungen an die ordnungsgemäße Geschäftsorganisation von 
CRR-Kreditinstituten sowie von Institutsgruppen, Finanzholding-Gruppen, gemischten 
Finanzholding-Gruppen und Finanzkonglomeraten, denen ein CRR-Kreditinstitut ange-

hört; Verordnungsermächtigung 

 

 
(1) Sämtliche Geschäfte im Sinne des § 3 Absatz 2 und Absatz 4 sind bei einem wirtschaftlich, orga-

nisatorisch und rechtlich eigenständigen Unternehmen (Finanzhandelsinstitut) zu betreiben.  
 
Für das Finanzhandelsinstitut gelten die zusätzlichen Anforderungen gemäß den Absätzen 2 bis 
6 an eine ordnungsgemäße Geschäftsorganisation. 

 
(2) Für das Finanzhandelsinstitut findet § 2a keine Anwendung. 

 
(3) Das Finanzhandelsinstitut hat seine Refinanzierung eigenständig sicherzustellen. Geschäfte des 

CRR-Kreditinstituts oder der Unternehmen, die einer Institutsgruppe, einer Finanzholding-
Gruppe, einer gemischten Finanzholding-Gruppe oder einem Finanzkonglomerat angehören, der 
oder dem auch ein CRR-Kreditinstitut angehört, mit dem Finanzhandelsinstitut sind wie Ge-
schäfte mit Dritten zu behandeln. 
 

(4) Das Bundesministerium der Finanzen kann im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank durch 
Rechtsverordnung für die Zwecke der Überwachung der Einhaltung des Verbots des § 3 Absatz 
2 und 4 Satz 1 sowie für die Ermittlung von Art und Umfang der Geschäfte im Sinne des § 3 
Absatz 2 Satz 2 und Absatz 4 Satz 1 für das CRR-Kreditinstitut und das übergeordnete Unter-
nehmen einer Institutsgruppe, einer Finanzholding-Gruppe, einer gemischten Finanzholding-
Gruppe und eines Finanzkonglomerats, der oder dem auch ein CRR-Kreditinstitut angehört, An-
zeigepflichten begründen und nähere Bestimmungen über Art, Umfang, Zeitpunkt und Form der 
Informationen und Vorlagen von Unterlagen und über die zulässigen Datenträger, Übertragungs-
wege und Datenformate erlassen, soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben der Bundesanstalt er-
forderlich ist, insbesondere um alle Informationen zu erhalten, die die Bundesanstalt im Rahmen 
des Verbots des § 3 Absatz 2 und 4 Satz 1 sowie für die Ermittlung von Art und Umfang der 
Geschäfte im Sinne des § 3 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 4 Satz 1 benötigt. 

 
Es kann diese Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf die Bundesanstalt mit der Maßgabe 
übertragen, dass Rechtsverordnungen der Bundesanstalt im Einvernehmen mit der Deutschen 
Bundesbank ergehen.  
 
Vor Erlass der Rechtsverordnung sind die Spitzenverbände der Institute anzuhören. 
 

(5) Das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan des Finanzhandelsinstituts, des CRR-Kreditinstituts oder 
des übergeordneten Unternehmens der Institutsgruppe, der Finanzholding-Gruppe, der gemisch-
ten Finanzholding-Gruppe sowie des Finanzkonglomerats, der oder dem auch ein CRR-Kreditin-
stitut angehört, hat sich regelmäßig und anlassbezogen über die Geschäfte des Finanzhandels-
instituts sowie die damit verbundenen Risiken zu informieren und insbesondere auch die Einhal-
tung der vorgenannten Anforderungen zu überwachen. 

 
(6) Das Finanzhandelsinstitut darf keine Zahlungsdienste erbringen und nicht das E-Geld-Geschäft 

im Sinne des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes betreiben. 
 

(7) Die Bundesanstalt kann gegenüber dem CRR-Kreditinstitut, dem übergeordneten Unternehmen 
einer Institutsgruppe, einer Finanzholding-Gruppe, einer gemischten Finanzholding-Gruppe oder 
eines Finanzkonglomerats, der oder dem ein CRR-Kreditinstitut angehört, sowie gegenüber dem 
Finanzhandelsinstitut Anordnungen treffen, die geeignet und erforderlich sind, die ordnungsge-
mäße Geschäftsorganisation auch im Sinne der Absätze 1 bis 6 sicherzustellen. 
 


